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Gestützt auf § 133 des Planungs- und Baugesetzes (PBG) und § 1 der kantonalen Bauverordnung 

(KBV) erlässt die Einwohnergemeinde der Stadt Olten folgende Bestimmungen: 

 

I Allgemeine Vorschriften 

Art. 1 Geltungsbereich (§ 1 KBV) 

1 Dieses Reglement bildet zusammen mit dem Zonenreglement, dem Zonenplan und den weiteren 

Nutzungsplänen die baurechtliche Grundordnung der Stadt. Es gilt subsidiär zum kantonalen 

Planungs- und Baugesetz (PBG), der kantonalen Bauverordnung (KBV) und dem weiteren über-

geordneten Recht. 

 
2 Zur Konkretisierung dieses Reglements kann der Stadtrat Richtlinien und Weisungen erlassen. 

Diese dienen der einheitlichen Rechtsanwendung und dürfen dem Reglement nicht widerspre-

chen. 

Art. 2 Baubehörde 

1 Baubehörde 

Die städtische Baubehörde ist das Bauinspektorat. 

Art. 3 Fachbeirat 

1 Der Fachbeirat ist ein ständiges Fachgremium.  

 

a) Die Baubehörde holt seine Zustimmung bei folgenden Baugesuchen ein: 

− Bauvorhaben in der Altstadtzone und der Schutzzone 

− Bauvorhaben an geschützten und schützenswerten Kulturobjekten 

  

b) Die Baubehörde holt seine Stellungnahme bei folgenden Baugesuchen zwingend ein: 

− Ausbauten und Ersatzneubauten innerhalb der Perimeter für Quartiererhaltung 

− Bauten ab 20m Fassaden- oder Gesamthöhe 

− Hochbauvorhaben der Stadt ab 2 oder mehr Geschossen (ausgenommen es wird ein qua-
litätssicherndes Verfahren durchgeführt) 

  

c) Die Baubehörde kann zudem für folgende Vorhaben seine Stellungnahme einholen: 

− bei Arealüberbauungen und Gestaltungsplänen 

− bei Vorhaben innerhalb Zentrumszonen und Zonen für Entwicklung im Bestand 

− bei weiteren Vorhaben an sensiblen Lagen oder an sensiblen Objekten 
 

2 Der Fachbeirat setzt sich zusammen aus fachlichen Vertretungen der Verwaltung, aus Fachper-

sonen verschiedener interdisziplinärer Fachbereiche sowie einer Vertretung der kantonalen 

Denkmalpflege (letztere bei Bauvorhaben in der Altstadtzone, der Schutzzone und bei geschütz-

ten Kulturobjekten). Die Mitglieder werden vom Stadtrat gewählt. Dieser bestimmt die weiteren 

Modalitäten.  
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Art. 4 Baugesuche & Baugesuchsbeilagen (§§ 3 & 6 KBV) 

1 Bei Baugesuchen, die sich nicht auf das Gebäude beschränken, ist zusätzlich zu den gemäss KBV 

vorgegebenen Unterlagen ein Umgebungsplan einzureichen. Dieser enthält verbindliche Angaben 

zu Nutzung, Materialisierung, ökologischer Gestaltung und Bepflanzung des Aussenraums, Ent-

wässerung versiegelter Flächen und zum Übergang zu den öffentlichen Flächen.  

 
2 Für Abbrüche ist eine Bewilligung erforderlich. Abbruchgesuche dürfen nicht vorsorglich einge-

reicht werden. 

Art. 5 Gebühren 

1 Für die Gebühren gilt die Gebührenordnung der Einwohnergemeinde Olten. 

 

II Bauvorschriften 

Art. 6 Solaranlagen (§ 3bis KBV) 

1 Solaranlagen sind bewilligungspflichtig: 
a) In der Altstadt- und Schutzzone 
b) An schützenswerten Kulturobjekten 
c) In den Perimetern für Quartiererhaltung 

 
2 In der Altstadt- und Schutzzone sind freistehende Solaranlagen nicht zulässig. 

Art. 7 Grenz- und Gebäudeabstand (§ 22 Abs. 2bis KBV) 

1 Die Reduktion der Grenz- und Gebäudeabstände ist in folgenden Fällen möglich: 
a) Zentrums-, Misch- und Wohnzonen: Bei Aufstockungen im Bestand um ein zusätzliches Voll-

geschoss ist der effektive Grenzabstand der Bestandesbaute auch für die Aufstockung mass-
gebend, sofern dieser gesetzeskonform ist.  

b) Arealüberbauungen und Gestaltungspläne: In Rahmen ihrer vorgelagerten qualitätssichern-
den Verfahren kann die Reduktion von Grenz- und Gebäudeabstände innerhalb des Perime-
ters bis maximal um den Faktor 0.5 geprüft und im entsprechenden Verfahren bewilligt wer-
den. Entlang der Perimetergrenze gegenüber den angrenzenden Zonen und Liegenschaften 
gelten weiterhin die ordentlichen Abstände gemäss KBV.  

 
2 Generelle Voraussetzungen für diese Reduktion von Grenz- und Gebäudeabständen sind wohn-

hygienisch gute Lösungen (Belichtung, keine übermässige Beschattung der Nachbarliegenschaf-

ten) und die Einhaltung der Brand- und Baumschutzvorschriften.  

Art. 8 Baulinien (§ 40 PBG,  §§ 33bis & 46 KBV) 

1 Einzelne unbeheizte offene Bauteile mit einer überdeckten Fläche bis 10 m² (inkl. Dachvor-

sprünge) und einer Fassadenhöhe bis 2.50 m, soweit sie weder bewohnt noch gewerblich genutzt 

werden, dürfen die ordentliche Strassenbaulinie unterschreiten. Zum Trottoir- oder Fahrbahn-

rand ist ein Mindestabstand von 2.00 m einzuhalten. 

 
2 Im Rahmen von Gestaltungsplänen kann von den im Erschliessungsplan bezeichneten Baulinien 

abgewichen werden. 

Art. 9 Vorspringende Teile (§ 48 KBV) 

1 Vordächer und Sonnenstoren, welche in den öffentlichen Raum ragen, müssen eine lichte Höhe 

von mindestens 2.50 m über dem Trottoir einhalten.  
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Art. 10 Einfriedungen (§ 49 KBV) 

1 Entlang dem öffentlichen Strassenraum dürfen feste Einfriedungen wie Mauern, Palisaden-

wände usw. die maximale Höhe von 1.20 m nicht übersteigen. Ausgenommen von dieser Vor-

schrift sind begrünte Einfriedungen und lichtdurchlässige Einfriedungen wie Staketenzäune usw. 

 
2 Die Baubehörde kann im Interesse des Ortsbildes, aus Gründen des Immissionsschutzes, bei 

ausserordentlichen topografischen Verhältnissen und zur Wahrung der Verkehrssicherheit davon 

abweichen und zusätzliche Auflagen festlegen. 

Art. 11 Garagenvorplätze & Vorplätze (§ 52 KBV) 

1 Garagen und Autounterstände (Carports u.ä.)  sind so anzulegen, dass das Fahrzeug davor ab-

gestellt werden kann, ohne Strassen- oder Trottoirareal in Anspruch zu nehmen. 

 
2 Für Abstellplätze, Garagenvorplätze und private Gehwege sind Materialien zu wählen, die eine 
direkte Versickerung des Oberflächenwassers (Meteorwasser) gewährleisten (sofern es die geolo-
gischen Verhältnisse erlauben). Sie sind so anzulegen, dass kein Wasser auf die öffentliche Strasse 
oder auf das Nachbargrundstück abfliessen kann und dass keine Verschmutzung von öffentlichen 
Flächen erfolgt.  Die Flächen und Materialien sind im Umgebungsplan auszuweisen.   

 
3 Die einschlägigen Normen der Schweizerischen Normenvereinigung sind zu berücksichtigen. 

Art. 12 Anforderungen bei Mehrfamilienhäusern 

1 Bei der Errichtung von Mehrfamilienhäusern mit mindestens 6 Wohneinheiten sind folgende 

Anlagen zu erstellen: 
a) Zweckmässig ausgestaltetet Frei- und Spielflächen mit hoher Aufenthaltsqualität und Be-

schattung 
b) Genügend gut zugängliche Abstellräume für Zweiräder, Kinderwagen und Spielgeräte 
c) Zweckmässige Entsorgungsstellen 
d) Sicherstellung einer guten Durchwegung 

Art. 13 Terrainveränderungen (§§ 62 & 63bis KBV) 

1 Terrainveränderungen zwischen der Baulinie und dem öffentlichen Strassenareal sind mit Aus-

nahme von Zugängen und Zufahrten in der Regel nicht gestattet. 

 
2 Stützmauern sind gut in die Umgebung einzuordnen, zu bepflanzen und in gutem Zustand zu 

erhalten. Stützmauern dürfen innerhalb der Baulinie maximal 1.20 m hoch sein. 

Art. 14 Sicherheit 

Allgemein zugängliche Stellen bei Bauten und Anlagen sind übersichtlich zu gestalten und gut 

auszuleuchten. Eine Benachteiligung für Menschen mit Behinderung ist auszuschliessen.  

Art. 15 Energie  

1 Bei grösseren Vorhaben (insb. Gestaltungspläne und Arealüberbauungen) sowie bei Gesamtsa-

nierungen ist ein auf Nachhaltigkeit ausgerichtetes Energiekonzept vorzulegen. Der kommunale 

Energieplan ist zu berücksichtigen. Das Energiekonzept hat insbesondere aufzuzeigen: 
a) Massnahmen zur Reduktion des Energiebedarfs 
b) Den Einsatz erneuerbarer Energien 
c) Eine möglichst energieeffiziente Gebäudehülle und Gebäudetechnik 
d) Möglichkeiten der Eigenenergieproduktion sowie der Nutzung von Abwärme oder Umwelte-

nergie 
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2 Neubauten (und Erweiterungen von bestehenden Gebäuden mit Wohn-, Dienstleistungs- oder  

Mischnutzungen) sind so zu erstellen, dass der Energiebedarf für Heizung, Warmwasser, Lüftung 

und Klimatisierung sowie die graue Energie möglichst tief sind.  

 
3 Bis zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Basismodul-Vorgaben der MuKEn-2025 in der  

kantonalen Energiegesetzgebung, sind bei Bauvorhaben alle Vorgaben des Basismoduls  einzu-

halten. 

Art. 16 Lichtemissionen 

1 Beleuchtungen sind sparsam, zielgerichtet und auf das notwendige Mass zu beschränken. Leuch-

ten, die nach oben abstrahlen oder deren Licht in den Himmel gerichtet ist, sind unzulässig. Die 

Baubehörde kann insbesondere im Zusammenhang mit Werbeeinrichtungen oder Schaufenster-

beleuchtungen Einschränkungen bezüglich Art, Stärke und Ausrichtung der Lichtquellen anord-

nen sowie Betriebszeiten festlegen. 

 
2 Fassaden von Bauten und Anlagen dürfen grundsätzlich nicht an- oder ausgeleuchtet werden. 

Für öffentliche Gebäude mit Repräsentationsfunktion sowie für geschützte oder schützenswerte 

Bauten kann die Baubehörde Ausnahmen bewilligen. 

 
3 Für die Projektierung, Ausführung und Bewilligung von Beleuchtungsanlagen sind die einschlä-

gigen Normen und Richtlinien zur Vermeidung von Lichtemissionen wegleitend. 

 

III Parkierungsvorschriften 

Art. 17 Zweck & Geltungsbereich 

1 Die nachfolgenden Parkierungsvorschriften regeln: 
a) die Zahl der minimal erforderlichen und der maximal zulässigen Abstellplätze für Personen-

wagen auf privatem Grund; 
b) die Zahl der minimal erforderlichen Abstellplätze für leichte Zweiräder und für Motorräder 

auf privatem Grund; 
c) die Leistung von Ersatzabgaben für Abstellplätze für Personenwagen auf privatem Grund; 
d) das Erfordernis von Mobilitätskonzepten; 

 

mit dem Ziel, Siedlung und Verkehr optimal aufeinander abzustimmen. 

 
2 Diese Bestimmungen kommen für Bauten und Anlagen bei Neubauten sowie bewilligungspflich-

tigen Nutzungsänderungen und -erweiterungen zur Anwendung, soweit diese gemäss den kanto-

nalen Vorgaben des Bau- und Planungsgesetzes und der kantonalen Bauverordnung eines Bau-

gesuchs bedürfen. 

Art. 18 Berechnungskriterien 

1 Für die Berechnung der Zahl der Abstellplätze werden folgende Kriterien berücksichtigt: 
a) Nutzung des Grundstücks (Richtwert) 
b) Grad seiner Erschliessung durch den öffentlichen Verkehr und der Zentralität der Lage (ört-

liche Verhältnisse) 
c) Anforderungen des Ortsbildschutzes 
d) besondere betriebliche Verhältnisse 

 
2 Die aus der Berechnung resultierende Gesamtzahl Abstellplätze wird ab einem Bruchteil von 0,5 

auf die nächste ganze Zahl aufgerundet. 
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3 Bereits vorhandene Abstellplätze werden bei der Berechnung miteinbezogen. 

 

a) Abstellplätze für Personenwagen 

Art. 19 Richtwerte 

1 Für die Stadt Olten gelten je nach Nutzung folgende Richtwerte betreffend Anzahl Abstellplätze 

für Personenwagen auf privatem Grund: 

 
Nutzung Anzahl Parkfelder für Bezugseinheit 

 
Bewohnende / 

Personal 
Besuchende / 

Kunden 
 

Wohnen 1 0.1 pro Wohnung oder pro 100 m2 GF 

Dienstleistung kundenintensiv 2 1 pro 100 m2 GF 

Dienstleistung übrige 2 0.5 pro 100 m2 GF 

Verkauf kundenintensiv 2 8 pro 100 m2 Verkaufsfläche 

Verkauf übrige 1.5 3.5 pro 100 m2 Verkaufsfläche 

Industrie, Gewerbe 1 0.2 Pro 100 m2 GF 

Restaurant, Bar, Café 0.2 pro Sitzplatz 

 
2 Bei allen nicht aufgelisteten spezifischen Nutzungen bestimmt die zuständige Baubehörde die 

Anzahl der zu errichtenden Abstellplätze. Sie stützt sich dabei auf die jeweils gültige einschlägige 

Norm. 

Art. 20 Erforderliche Anzahl Abstellplätze für Personenwagen 

1 Die Zahl der minimal erforderlichen und der maximal zulässigen Abstellplätze wird gebietsbe-

zogen gemäss den nachstehenden Prozentsätzen des Richtwerts bestimmt (vgl. Anhang «Gebiets-

typen für Abstellplätze»): 

 
Gebietstyp Faktoren zur Herleitung der minimal erforderlichen und maximal zulässigen Anzahl Abstellplätze 

  Wohnen Arbeiten 

  Bewohnende und Besuchende Personal Kunden und Kundinnen 

 min. max. min. max. min. max. 

I 30 % 60 % 20 % 60 % 30 % 50 % 

II 50 % 100 % 30 % 80 % 40 % 60 % 

übrige 70 % 100 % 40 % 100 % 50 % 80 % 

Art. 21 Rollstuhlgerechte Abstellplätze 

Für Menschen mit Behinderung ist ein angemessener Anteil der nach Art. 19 und Art. 20 ermit-

telten Abstellplätze für Personenwagen als rollstuhlgerecht vorzusehen. Anzahl, Lage und Ausge-

staltung richten sich nach den jeweils gültigen einschlägigen Normen für hindernisfreies Bauen. 

Art. 22 Reduktion der minimal erforderlichen Abstellplätze 

1 Das gemäss Art. 20 erforderliche Minimalangebot von Parkfeldern für Bauvorhaben kann, mit 

Ausnahme eines angemessenen Angebots für Besuchende / Kundinnen und Kunden und des Mi-

nimalbedarfs an rollstuhlgerechten Abstellplätzen gemäss Art. 21, bis zum vollständigen Verzicht 

reduziert werden. 

 
2 Bewilligungsvoraussetzungen für diese Reduktion sind: 
a) Ein Mobilitätskonzept zur dauerhaften Reduktion des motorisierten Individualverkehrs 
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b) Ein periodisches Controlling (mindestens einmal pro Jahr) der Umsetzung und der Wirk-
samkeit des Mobilitätskonzepts zuhanden der Baubehörde 

c) Anmerkung des Mobilitätskonzepts vor Baubeginn als öffentlich-rechtliche Eigentumsbe-
schränkung im Grundbuch. 

 
3 Die Einhaltung des Mobilitätskonzeptes gilt als Grundlage für die Baubewilligung. 

 
4 Aus wichtigen Gründen (z.B. Doppelnutzungen, sehr grosse Wohneinheiten, Schutz des Bodens 

vor Versiegelung, Natur-, Denkmal-, Ortsbild- und Gewässerschutz) kann die zuständige Baube-

hörde Abweichungen von den in Art. 20 bis Art. 22 ermittelten Abstellplatzzahlen bewilligen oder 

anordnen. Derartige Abweichungen sind im baurechtlichen Entscheid zu begründen. 

Art. 23 Erhöhung der maximal zulässigen Abstellplätze 

1 Eine angemessene Erhöhung der Zahl der nach § 19 zulässigen Abstellplätze ist bei nachgewie-

senem Bedarf möglich für:  
a) Fahrzeuge, die ausschliesslich Betriebszwecken dienen. Als Betriebsfahrzeuge gelten Service-

fahrzeuge und vergleichbare, für den Betrieb notwendige Fahrzeuge, die auf den Betrieb ein-
gelöst sind. 

b) Betriebe mit Arbeitsbeginn oder -ende ausserhalb der Betriebszeiten der öffentlichen Ver-
kehrsmittel oder bei nachgewiesenem Schichtbetrieb mit Überlappungen der Anwesenhei-
ten. 

Art. 24 Besondere Bestimmungen 

1 Bei Nutzungsänderungen bzw. -erweiterungen wird nur der Bereich neu bemessen, der von der 

Nutzungsänderung bzw. -erweiterung betroffen ist. 

 
2 Für Bauten und Anlagen, für die 50 oder mehr Abstellplätze erstellt werden, kann die Bewilli-

gungsbehörde einen Kapazitätsnachweis verlangen. 

 
3 Für Bauten und Anlagen, für die 50 oder mehr öffentliche Abstellplätze erstellt werden, kann 

die Bewilligungsbehörde eine Bewirtschaftung der Abstellplätze mit Gebühr verlangen. 

Art. 25 Nicht zugewiesene Abstellplätze 

1 Die Bewilligungsbehörde kann Abstellplätze, die keiner spezifischen Nutzung gemäss Art. 19 zu-

gewiesen sind, in gut begründeten Fällen bewilligen und Auflagen zu deren Betrieb verfügen.  

 
2 Sie berücksichtigt dabei insbesondere den Bedarf an Abstellplätzen im betroffenen Quartier, die 

effiziente Nutzung des öffentlichen Raums und die Reduktion des Suchverkehrs. 

Art. 26 Ersatzabgabe 

1 Kann der Erstellungspflicht für private Abstellplätze für Personenwagen nicht oder nur mit un-

verhältnismässigem Aufwand nachgekommen werden, hat die Grundeigentümerschaft folgende 

Ersatzabgabe pro minimal erforderlichen Abstellplatz gemäss Anhang «Gebietstypen für Anzahl 

Abstellplätze» zu leisten: 

− Gebietstyp I: 10’000 Franken 

− Gebietstyp II und übrige: 5’000 Franken 

 
2 Für die gestützt auf ein Mobilitätskonzept oder gestützt auf wichtige Gründe gemäss Art. 8 Ziff. 

4 Zonenreglement nicht erstellten Abstellplätze ist keine Ersatzabgabe zu leisten. 
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Art. 27 Übergangsbestimmung betreffend Ersatzabgabe 

Die vor Inkrafttreten dieses Reglements vereinbarte bzw. verfügte Rückzahlungspflicht der Er-

satzabgabe bei nachträglicher Erstellung der erforderlichen Abstellflächen oder bei Einräumung 

eines dinglichen Rechts zur uneingeschränkten Benützung von in angemessener Entfernung lie-

genden öffentlichen oder privaten Abstellplätzen fällt 10 Jahre nach Inkrafttreten dieses Regle-

ment ersatzlos dahin. 

 

b) Abstellplätze für leichte Zweiräder 

Art. 28 Anzahl, Anordnung und Gestaltung 

1 Für die Ermittlung der minimal zu erstellenden Anzahl Abstellplätze für leichte Zweiräder sowie 

der Standorte der Parkierungsanlagen sind die einschlägigen Normen (VSS) anzuwenden. 

 
2 Für die Projektierung der Parkierungsanlagen sind die Grundsätze, Anforderungen und Ent-

scheidungskriterien gemäss der einschlägigen Normen (VSS) anzuwenden. 

 
3 In begründeten Fällen kann die Baubehörde Abweichungen von der Norm bewilligen. 

 

c) Abstellplätze für Motorräder 

Art. 29 Bereitzustellende Anzahl 

Für Motorräder ist eine ausreichende Anzahl von Abstellplätzen bereitzustellen. Die Anzahl darf 

einen Zehntel der für Personenwagen minimal erforderlichen Abstellplätze nicht unterschreiten. 

 

d) Elektromobilität 

Art. 30 Ausbaustandard 

1 Elektroinstallationen wie Haupt- bzw. Unterverteilungen, Rohrleitungen, Installationskanäle 

etc. sind so zu dimensionieren, dass ein nachträglicher Ausbau des minimal zu erstellenden 

Pflichtangebots an Parkfelder für Personenwagen mit einem Ladepunkt für Elektrofahrzeuge und 

den dazugehörigen Mess- und Sicherheitsausrüstungen gewährleistet ist. 

 
2 Die Parkfelder für Personenwagen haben minimal den Richtwerten des Ausbaustandards C1 ge-

mäss SIA-Merkblatt 2060 «Infrastruktur für Elektrofahrzeuge in Gebäuden» zu entsprechen. 

 
3 Bei grösseren Vorhaben (insb. Gestaltungspläne, Arealüberbauungen) haben mindestens 10 % 

der minimal erforderlichen zulässigen Abstellplätze gemäss Art. 20 Ziff. 1 den Richtwerten des 

Ausbaustandards C1 gemäss SIA-Merkblatt 2060 «Infrastruktur für Elektrofahrzeuge in Gebäu-

den» zu entsprechen.  

 

4 Die Abstellplätze für Zweiräder und Leichtfahrzeuge haben minimal den Richtwerten des Aus-

baustandards C1 gemäss SIA-Merkblatt 2060 «Infrastruktur für Elektrofahrzeuge in Gebäuden» 

zu entsprechen. 
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IV Straf-, Übergangs- und Schlussbestimmungen 

Art. 31 Übergangsregelungen bzgl. Abstellplätze 

Beim Inkrafttreten dieses Reglements im jeweiligen Planungsperimeter bestehende Abstellplätze 

für Personenwagen müssen nicht aufgehoben werden. 

Art. 32 Aufhebung des alten Rechts 

Mit dem Inkrafttreten dieses Reglements werden sämtliche widersprechenden Bestimmungen 

anderer Gemeindereglemente aufgehoben. 

Art. 33 Inkrafttreten 

Das Reglement tritt nach der Genehmigung durch den Regierungsrat mit der Publikation im 

Amtsblatt in Kraft. 

 

  



 

 

               11 

 

Anhang: Gebietstypen für Anzahl Abstellplätze (Art. 20) 

 

 


